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Wer neu in die Stiftungswelt eintaucht, strotzt meist vor Taten-
drang die Welt zu verbessern, jedenfalls aber davon, Visionen 
Wirklichkeit werden zu lassen. Helfen, gestalten, verändern – 
Spaß und Befriedigung bietet vor allem die Arbeit in der Zweck-
verwirklichung. So die sicherlich landläufige Meinung, über die 
zu streiten diese Elementaria gar nicht beabsichtigen. Ohne 
schnöde Administration jedoch läuft gar nichts, auch beim 
besten Willen nicht. Der folgende Überblick für Einsteiger gibt 
Antworten auf die wesentlichen Fragen zu Rechnungswesen 
und Berichterstattung – Warum und wenn ja, wie?

WARUM?

Die beste Überzeugungsarbeit für ungeliebte Tätigkeiten leisten gute 
Argumente. Die unvermeidlichen rechtlichen Verpflichtungen des 
Gemeinnützigkeits- und des Stiftungsrechts mögen da noch etwas 
abstrakt erscheinen. Beginnen wir also mit dem Sinn und Zweck von 
Rechnungslegung und Berichterstattung. Diese haben auch für Stif-
tungen vor allem Dokumentations- und Informationsfunktion. 
Das Rechnungswesen ist die Datengrundlage der Berichterstattung. 
Das Wirken der Stiftung muss zahlenmäßig erfasst und den Adressa-
ten der Berichterstattung in aussagekräftig aufbereiteter Fassung zur 
Verfügung gestellt werden. Die (möglichen) Adressaten: 

Zwingend:
�� intern: Gremienmitglieder, Stifter, Geschäftsführer
�� 	extern: kontrollierende Behörden  

(Finanzamt, Stiftungsaufsicht)

Möglich:
�� Förderer/Spender
�� Kooperationspartner
�� interessierte Öffentlichkeit

Die Stiftungsverantwortlichen müssen beispielsweise laufend bzw. 
regelmäßig wissen, wie es um die Finanzlage der Stiftung bestellt 
ist, wie viele Fördermittel noch zur Verfügung stehen oder bereits 
verwendet wurden. Die Behörden überprüfen die Einhaltung der 
rechtlichen Vorgaben. Potenzielle Spender informieren sich über die 
Professionalität und Effizienz in der Zweckverwirklichung.

Nicht allen Adressatengruppen müssen selbstverständlich dieselben 
Informationen und auch nicht in gleicher Breite und Tiefe zugänglich 
gemacht werden. Ziel sollte eine adressatengerechte Datenaufberei-
tung sein, oberstes Leitbild Aussagekraft, Transparenz und Nachvoll-
ziehbarkeit der Zahlen. 

Die rechtliche Verpflichtung zu Buchführung und Berichterstat-
tung resultiert für gemeinnützige Stiftungen zum einen aus dem 
Gemeinnützigkeitsrecht, zum anderen aus dem Stiftungsrecht. Die 
Stiftungsaufsichtsbehörden haben die Einhaltung des Stifterwil-
lens zu überwachen. Anhand der Berichterstattung vollziehen sie 
nach, ob die Stiftungsmittel satzungsgemäß verwendet wurden, das 
Stiftungsvermögen erhalten ist und insgesamt die Geschäftsführung 

ordnungsgemäß war. Hinsichtlich der Zweckverwirklichung steht der 
Behörde eine reine Rechtsaufsicht zu; Zweckmäßigkeitserwägungen 
darf sie selbst nicht anstellen. Das zuständige Finanzamt kont-
rolliert die Einhaltung der gemeinnützigkeitsrechtlichen Vorschriften 
(§§ 51-68 AO). Im Vordergrund steht dabei die ausschließlich gemein-
nützigkeitskonforme Verwendung der Mittel (Zweckbezug, zeitnah, 
zulässige Rücklagenbildung).

WIE?

Wie aber muss eine Stiftung Rechnung legen, um den rechtlichen 
Anforderungen zu genügen? Ganz allgemein ausreichend ist eine 
Einnahmen-/Ausgaben- oder eine Einnahmen-/Überschuss-Rech-
nung (wenn Abschreibungen auf Investitionen getätigt werden 
sollen), sofern die Satzung keine darüber hinausgehenden Vorgaben 
macht. Ein Stifter sollte sich gut überlegen, ob die handelsrechtli-
chen Bilanzierungsvorschriften, die für Kaufleute entwickelt wurden 
und vor allem auf Gläubigerschutz und vorsichtige Unternehmens-
bewertung zielen, die richtige Aussagekraft auch für die eigene 
gemeinnützige Stiftung haben. Eine Bilanzierung (doppelte Buch-
führung) wird erst bei umfangreicher wirtschaftlicher Betätigung 
zwingend, die einen jährlichen Umsatz von 500.000 € oder einen 
Gewinn von 50.000 € überschreitet. Sie bietet sich tendenziell nicht 
für kleinere Stiftungen oder solche mit wenig komplexer Vermö-
gensstruktur an.

In jedem Fall muss die Stiftung die sogenannten Grundsätze ord-
nungsgemäßer Buchführung einhalten. Diese umfassen insbeson-
dere Richtigkeit und Willkürfreiheit der Rechnungslegung, Klarheit 
und Übersichtlichkeit, Vollständigkeit, das Verbot der Saldierung und 
das Gebot der Einzelbewertung von Vermögensgegenständen. Belege 
und sonstige Geschäftsunterlagen sind vollständig zu sammeln und 
aufzubewahren.

Die Landesstiftungsgesetze fordern zudem eine Jahres(ab)rech-
nung einschließlich einer Vermögensübersicht und einen Bericht über 
die Erfüllung der Stiftungszwecke. Mangels näherer Ausführungen 
in den Landesstiftungsgesetzen genügt für die Jahresrechnung eine 
geordnete Zusammenstellung der Einnahmen und der Ausgaben 
sowie ggf. ein Bestandsverzeichnis (vgl. § 86 i.V.m. §§ 27 Abs. 3, 
666, 259, 260 BGB). Die Jahresrechnung und die Vermögensübersicht 
müssen der Stiftungsaufsicht eine leichte Überprüfung ermöglichen, 
ob das Stiftungsvermögen erhalten wurde und der Mitteleinsatz 
satzungskonform war. Um die dauerhafte Bestandserhaltung des 
Vermögens nachzuweisen, ist es ratsam, durch entsprechende Pos-
ten im Rechenwerk die Entwicklung des Vermögens aufgrund von 
Zustiftungen und gewillkürtem Vermögensverzehr (sofern satzungs-
mäßig zulässig) einerseits sowie durch realisierte Gewinne und 
Verluste aus Vermögensumschichtungen im Laufe der Zeit 
(Umschichtungsrücklage) andererseits aufzuzeigen. Aus 
der Vermögensübersicht ergeben sich die wesentlichen 
Vermögensgegenstände der Stif-
tung. Dies betrifft insbesondere 
das Anlagevermögen, aber auch 
das sogenannte Zweckvermö-
gen. Letzteres dient unmittelbar der 
Zweckverwirklichung und sollte ent-
sprechend gekennzeichnet werden (Bei-
spiele: Kunstsammlung zur öffentlichen 
Ausstellung, Immobilie zum Betrieb eines 
Kindergartens, Musikinstrumente zur Leihgabe 
an junge Musiker, wissenschaftliche Bibliothek). 
Der ergänzende Bericht über die Zweckerfüllung 
enthält nähere Ausführungen zu den geförder-
ten Projekten. Auch eine Gremienliste sollte 
beigefügt werden. Der Bericht ist, je nach 

GRUNDLAGEN DER STIFTUNGSPRAXIS

RECHNUNGSLEGUNG UND 
BERICHTERSTATTUNG – 
DIE BASICS FÜR DEN EINSTIEG
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Bundesland, üblicherweise innerhalb von sechs bis zwölf Monaten 
nach Abschluss des Wirtschaftsjahres bei der zuständigen Behörde 
vorzulegen.

Das Gemeinnützigkeitsrecht fordert von der Stiftung, durch ord-
nungsgemäße Aufzeichnungen über ihre Einnahmen und Ausgaben 
den Nachweis zu führen, dass ihre tatsächliche Geschäftsführung 
den gemeinnützigkeitsrechtlichen Erfordernissen entspricht, vgl. § 63 
Abs. 3 AO. Der Anwendungserlass zur Norm verlangt zudem einen 
Tätigkeitsbericht und eine Vermögensübersicht mit Nachweisen über 
die Bildung und Entwicklung der gemeinnützigkeitsrechtlich zulässi-
gen Rücklagen (seit Einführung des Ehrenamtsstärkungsgesetzes zu 
Beginn des Jahres 2013 finden sich diese in § 62 AO gebündelt). Bei 
der Verwirklichung der gemeinnützigen Zwecke im Ausland besteht 
eine erhöhte Nachweispflicht. Bei größeren Projekten im Ausland 
kann es daher im Zweifel ratsam sein, den ordnungsgemäßen Nach-
weis der Mittelverwendung im Vorfeld mit der Finanzverwaltung 
abzustimmen.

Zur Strukturierung des Rechnungswesens von Stiftungen gibt es 
vielfältige Literatur . Dabei sollte jedoch auf die konkreten Bedürfnisse 
der einzelnen Stiftung geachtet und nicht unbesehen ein angepriese-
nes Modell übernommen werden. Das Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) hat im Jahr 2000 einen Rechnungslegungsstandard veröffent-
licht (IDW RS HFA 5), der jedoch stark von der handelsrechtlichen 
„Denke“ geprägt ist. Eine Neufassung wird derzeit vom IDW erarbei-
tet. Hilfestellung geben häufig auch die Behörden (Finanzamt und 
Stiftungsaufsicht). 

Klarstellend sei darauf hingewiesen, dass gesetzlich keine Pflicht 
besteht, das Rechenwerk der Stiftung von einem Wirtschaftsprüfer 

prüfen zu lassen. Die Aufnahme einer entsprechenden Vorgabe in die 
Satzung sollte vom Stifter umsichtig bedacht werden, fehlen die Kos-
ten für die Prüfung in Höhe von in der Regel mehreren tausend Euro 
pro Jahr doch für die eigentliche Zweckverwirklichung. Ein zweites 
Gremium in der Stiftung kann zur Kontrolle des Vorstandes installiert 
werden. Zudem prüfen die Behörden regelmäßig die Einhaltung der 
Satzung und des Stifterwillens. Stiftungsaufsichtsbehörden versuchen 
in letzter Zeit verstärkt, sich von dieser hoheitlichen Aufgabe zu ent-
lasten, indem sie Stiftungen bedrängen, sich auf eigene Kosten von 
Wirtschaftsprüfern prüfen zu lassen. Diese Praxis ist bedenklich und 
sollte nicht ohne weiteres hingenommen werden.

E-BILANZ

Das derzeit viel diskutierte Thema E-Bilanz [vgl. ausführlich S&S RS 
3/2012] hat für Stiftungen, die nicht bilanzieren und keinen wirt-
schaftlichen Geschäftsbetrieb haben, keine Relevanz. Unklar ist bis-
lang insbesondere noch, ob die freiwillige Bilanzierung einer gemein-
nützigen Stiftung über alle Tätigkeitssphären hinweg die Pflicht zur 
elektronischen Übermittlung nach einheitlicher Struktur („Taxono-
mie“) auslöst. Eine klare Äußerung des BMF hierzu steht noch aus. Ein 
wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb führt zur verpflichtenden Abgabe 
einer E-Bilanz, wenn er eine Bilanzierungspflicht auslöst oder freiwillig 
bilanziert. Für gemeinnützige Körperschaften gilt jedoch eine verlän-
gerte Übergangsfrist, nach der erst für Wirtschaftsjahre, die nach dem 
31.12.2014 beginnen, die E-Bilanz zu übermitteln ist. 

RA Barbara Meyn, LL.M.,Leitung Steuern, Recht, Controlling, 
Deutsches Stiftungszentrum im Stifterverband für die Deutsche 
Wissenschaft, Essen

Wir legen        drauf.

Der Jubiläums-Bonus der BFS zum 90jährigen Geburtstag: Wir legen zu jeder Spende ab 30 Euro, 
die online über das BFS-Net.Tool im Jahr 2013 abgewickelt wird, 1 Euro drauf. Die Ausschüttung 
erfolgt zum Ende des Jahres 2013 und ist auf insgesamt 500.000 Euro begrenzt. 
www.sozialbank.de 
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